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FRAGEBOGEN ZUR ANHÖRUNG 
Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung  
(EG StPO); Änderung 
 
Anhörungsdauer 
Die Anhörung dauert vom 30. Juni 2026 bis 30. Oktober 2026. 
 
Inhalt 
Die letzte Vorlage zur Revision des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessordnung 
(EG StPO) wurde im Rahmen der 1. Beratung im Jahr 2018 vom Grossen Rat an den Regierungsrat 
zurückgewiesen, mit den Aufträgen, die Revision der Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) 
abzuwarten sowie das Führungsmodell und die Strukturen der Staatsanwaltschaften vertieft zu 
klären.  
Die Revision StPO ist inzwischen abgeschlossen. Aus der Revision StPO ergibt sich kein 
Anpassungsbedarf im EG StPO. Zusätzlich zum Revisionsbedarf aus der letzten Vorlage aus dem 
Jahr 2018, welcher auf seine Aktualität hin überprüft wurde, ergibt sich inzwischen aufgrund der 
Erfahrungen in der Praxis diverser weiterer Revisionsbedarf, welcher mit dem vorliegenden 
Gesetzgebungsprojekt umgesetzt wird. Zudem werden zwei überwiesene parlamentarische 
Vorstösse umgesetzt.  
Die Überprüfung der Organisation der Staatsanwaltschaft ist abgeschlossen. Es soll an der 
bestehenden Organisation festgehalten werden, sowohl betreffend Führungsstruktur als auch 
bezüglich Anzahl regionaler Staatsanwaltschaften. Es wird aber vorgeschlagen, die Leitenden 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie die Oberstaatsanwältinnen und Oberstaatsanwälte 
durch den Regierungsrat wählen zu lassen, um die Position der Leitung der Oberstaatsanwaltschaft 
zu stärken und die Wahl zu entpolitisieren. Weitere punktuelle Anpassungen führen zu einer 
flexibleren Organisationsstruktur. 
 
Die vollständigen Unterlagen zur Vorlage und zur Anhörung sind zu finden unter 
www.ag.ch/anhörungen. 
 
Auskunftsperson 
Bei inhaltlichen Fragen zur Anhörung können Sie sich an die folgende Stelle wenden: 
KANTON AARGAU 
Departement Volkswirtschaft und Inneres 
Sarah Dodd 
Leiterin Rechtsdienst 
Generalsekretariat 
062 835 15 68 
sarah.dodd@ag.ch 
Angaben zu Ihrer Stellungnahme 
 
Sie nehmen an dieser Anhörung im Namen einer Organisation teil. 
 
Wenn Ihnen unten bereits Daten angezeigt werden, sind Ihre Angaben bereits hinterlegt. Sie können 
die Daten bei Bedarf überschreiben und so die Angaben korrigieren. Wichtig: Wenn Sie bspw. die E-
Mail-Adresse ändern, wird fortan die neue von Ihnen notierte E-Mail-Adresse für den E-Mail-Versand 
für eine Anhörungseinladung verwendet!  
 
Wenn Ihnen noch keine Angaben angezeigt werden, geben Sie bitte unten Ihre entsprechenden 
Kontaktdaten ein. Die notierten Angaben werden hinterlegt und Ihnen in weiteren Teilnahmen an 
eAnhörungen automatisch angezeigt. 

Adressblock - Ihre Angaben 
  

https://www.ag.ch/de/aktuell/anhoerungen-vernehmlassungen/laufende-anhoerungen
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Name der Organisation Aargauische Stiftung für Freiheit und Verantwortung in 
Politik und Wirtschaft 

E-Mail markus.letsch@active.ch 

 

Zuständige Person bei inhaltlichen Rückfragen 
Bitte notieren 

  

Vorname Markus 

Nachname Letsch 

E-Mail markus.letsch@active.ch 

 

Fragen zur Anhörungsvorlage 
 
Frage 1 
Sind Sie damit einverstanden, dass an der bestehenden Organisation der 
Staatsanwaltschaft grundsätzlich festgehalten werden soll mit punktuellen 
Verbesserungen für eine flexiblere Organisationsstruktur (vgl. Ziffer 2.1)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 ja 

 ja, mit Vorbehalt 

 nein 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 1 

 
Das Festhalten an der bestehenden Grundorganisation wird begrüsst, sofern punktuelle 
Anpassungen zu klareren Verantwortlichkeiten und effizienteren Abläufen führen. Zu berücksichtigen 
ist, dass die Staatsanwaltschaft zwar kein Gericht ist, mittels Strafbefehl aber einen sehr grossen Teil 
der Strafverfahren abschliessend erledigt und gleichzeitig über erhebliche Eingriffsbefugnisse, 
insbesondere im Bereich der Zwangsmassnahmen, verfügt. Diese besondere Stellung verlangt nach 
klaren Zuständigkeiten und angemessenen institutionellen Sicherungen. Eine weitere 
Hierarchisierung, insbesondere durch ein Einzelfallweisungsrecht der Oberstaatsanwaltschaft, wird 
deshalb abgelehnt. Will die Oberstaatsanwaltschaft die operative Steuerung eines konkreten 
Verfahrens übernehmen, soll sie dieses formell an sich ziehen oder neu zuweisen. Sollten 
Einzelfallweisungen dennoch eingeführt werden, müssten sie schriftlich erteilt, begründet, vollständig 
aktenkundig gemacht und den Parteien zugänglich sein. 
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Frage 2 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Anzahl regionaler Staatsanwaltschaft 
beibehalten werden soll (vgl. Ziffer 2.1)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 ja 

 ja, mit Vorbehalt 

 nein 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 2 

 
Die Beibehaltung der regionalen Staatsanwaltschaften ist sachgerecht. Eine organisatorische 
Zentralisierung ist ohne nachgewiesenen Effizienz- oder Qualitätsgewinn nicht angezeigt. 
Frage 3 
Sind Sie mit der vorgesehenen Anpassung der Kompetenzen der Staatsanwaltschaften 
im Pikettdienst einverstanden (vgl. Ziffer 4.3, § 3 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 ja 

 ja, mit Vorbehalt 

 nein 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 3 

 
Die überregionale Organisation des Pikettdienstes hat sich in der Praxis bewährt. Die gesetzliche 
Absicherung ermöglicht eine effiziente Nutzung der personellen Ressourcen und wird begrüsst. 
Frage 4 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Leitende Oberstaatsanwältin / der Leitende 
Oberstaatsanwalt und deren / dessen Stellvertretung weiterhin durch den Grossen Rat 
gewählt werden sollen 
(Ziffer 4.5, § 4 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 
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 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 4 

 
Die Wahl der Leitung der Oberstaatsanwaltschaft und ihrer Stellvertretung durch den Grossen Rat ist 
beizubehalten. Die parlamentarische Wahl schafft eine breite demokratische Legitimation und trägt 
zur institutionellen Distanz gegenüber der Exekutive bei. 
Frage 5 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Leitenden Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
sowie die Oberstaatsanwältinnen und Oberstaatsanwälte künftig durch den 
Regierungsrat gewählt werden sollen (vgl. Ziffer 4.5, §§ 4, 5 und 6 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 ja 

 ja, mit Vorbehalt 

 nein 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 5 

 
Die Wahl der Leitenden Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie der weiteren 
Oberstaatsanwältinnen und Oberstaatsanwälte durch den Grossen Rat ist beizubehalten. Die 
parlamentarische Wahl gewährleistet eine breite demokratische Legitimation und schafft 
institutionelle Distanz zur Exekutive. Die Verlagerung der Wahlkompetenz auf den Regierungsrat 
«entpolitisiert» die Wahl nicht, sondern verlagert den politischen Einfluss vom Parlament auf die 
Exekutive. 
 
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch der Vergleich mit dem Bund: Bei der 
Neuordnung der Bundesanwaltschaft wurde bewusst der umgekehrte Weg beschritten und die Wahl 
des Bundesanwalts bzw. der Bundesanwältin sowie der Stellvertretungen vom Bundesrat auf die 
Vereinigte Bundesversammlung übertragen. Ausschlaggebend waren dabei ausdrücklich die 
besondere Stellung der Strafverfolgungsbehörde, die Stärkung ihrer Unabhängigkeit gegenüber der 
Exekutive sowie die besondere demokratische Legitimation ihrer Leitung. Es überzeugt daher nicht, 
eine Verlagerung der Wahlkompetenz vom Parlament auf die Regierung ausgerechnet mit einer 
«Entpolitisierung» zu begründen. 
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Die Kombination dieser Verlagerung mit einem gleichzeitigen Ausbau der hierarchischen Weisungs- 
und Eingriffskompetenzen innerhalb der Staatsanwaltschaft ist aus rechtsstaatlicher und 
staatspolitischer Sicht besonders kritisch zu beurteilen. 
Frage 6 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Anstellungsvoraussetzungen für die Leitende 
Oberstaatsanwältin / den Leitende Oberstaatsanwalt und deren / dessen Stellvertretung 
sowie für die weiteren Oberstaatsanwältinnen und Oberstaatsanwälte beibehalten 
werden sollen (Voraussetzung Anwaltspatent; vgl. Ziffer 4.8)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 6 

 
Am Anwaltspatent als Regelvoraussetzung für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie für 
Leitungsfunktionen ist festzuhalten. Die vorgeschlagene Gleichstellung mit einer «gleichwertigen, 
fachbezogenen Ausbildung» erscheint zu offen, zumal kein geregeltes Anerkennungsverfahren 
vorgesehen ist. 
 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte verfügen über weitreichende strafprozessuale Befugnisse und 
tragen eine besondere Verantwortung. Deshalb ist ein klar definierter und überprüfbarer fachlicher 
Mindeststandard sachgerecht. 
 
Gerade vor Gericht ist dies wichtig: Staatsanwälte stehen häufig erfahrenen und patentierten 
Strafverteidigern gegenüber. Der Staat sollte sicherstellen, dass seine Anklagevertreter diesen auch 
forensisch auf Augenhöhe begegnen können. 
 
Zudem darf kein Fehlanreiz entstehen, persönliche Auftritte vor Gericht zu vermeiden. Bei 
Strafanträgen von mehr als einem Jahr Freiheitsstrafe muss die Staatsanwaltschaft die Anklage 
persönlich vertreten. Es wäre problematisch, wenn mangelnde Auftretenserfahrung mittelbar dazu 
führen könnte, tiefere Strafanträge zu stellen, um einen Auftritt an Schranken zu vermeiden. Das 
könnte letztlich auch das staatliche Strafverfolgungsinteresse beeinträchtigen.  
 
Rekrutierungsprobleme sollten deshalb nicht durch eine Senkung der Qualifikationsanforderungen 
gelöst werden, sondern durch attraktivere Arbeitsbedingungen. 
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Frage 7 
Sind Sie mit der Anpassung der Anstellungsvoraussetzungen der Leitenden 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
einverstanden (vgl. Ziffer 4.8, §§ 5, 6 und 7 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 ja 

 ja, mit Vorbehalt 

 nein 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 7 

 
Am Anwaltspatent als Regelvoraussetzung für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie für 
Leitungsfunktionen ist festzuhalten. Die vorgeschlagene Gleichstellung mit einer «gleichwertigen, 
fachbezogenen Ausbildung» erscheint zu offen, zumal kein geregeltes Anerkennungsverfahren 
vorgesehen ist. Eine Erweiterung des Bewerberkreises rechtfertigt keine Relativierung eines klar 
überprüfbaren Qualifikationsstandards. 
Frage 8 
Sind Sie mit der Neuregelung der staatsanwaltschaftlichen Funktionen einverstanden 
(vgl. Ziffer 4.10, §§ 4, 7, 7a, 8, 8a, 27, 35, 36 und 40 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 Falls "eher dagegen", "völlig dagegen" angekreuzt: mit welchen Funktionen sind Sie 
nicht einverstanden? 

 
Bemerkungen zur Frage 8 

 
Eine flexiblere Arbeitsteilung innerhalb der Staatsanwaltschaft ist grundsätzlich sinnvoll. Auf die neue 
Funktion «Juristinnen und Juristen mit staatsanwaltschaftlichen Befugnissen» ist jedoch zu 
verzichten. Wer selbständig Strafverfahren führt, Zwangsmassnahmen anordnet, Strafbefehle 
erlässt, Anklage erhebt und die Staatsanwaltschaft vor Gericht vertritt, nimmt funktional 
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staatsanwaltschaftliche Aufgaben wahr. Sachbearbeitende mit staatsanwaltschaftlichen Befugnissen 
sollen auf einfache Übertretungs- und Massengeschäfte beschränkt bleiben; Anklageerhebung und 
Gerichtsvertretung sollen ihnen nicht übertragen werden. Assistenz-Staatsanwältinnen und 
Assistenz-Staatsanwälte sollen als juristisch ausgebildete Mitarbeitende selbständig 
Übertretungsverfahren sowie geeignete Vergehens- und Verbrechensverfahren bis zur 
Strafbefehlsgrenze führen können, einschliesslich zulässiger Zwangsmassnahmen und Strafbefehle; 
Anklageerhebung und Gerichtsvertretung sollen Staatsanwältinnen und Staatsanwälten vorbehalten 
bleiben. 
Frage 9 
Sind Sie mit der Ausdehnung der Einzelrichterzuständigkeit im abgekürzten Verfahren 
einverstanden (vgl. Ziffer 4.11, § 11 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 9 

 
Die Ausdehnung der Einzelrichterzuständigkeit im abgekürzten Verfahren ist vertretbar, sofern bei 
Freiheitsstrafen von mehr als einem Jahr die persönliche Vertretung der Anklage durch die 
Staatsanwaltschaft uneingeschränkt gewährleistet bleibt. Angesichts der erheblichen Sanktionshöhe 
und der Konzentration der richterlichen Entscheidung bei einer Einzelperson ist dieser 
kontradiktorische Charakter des Verfahrens von besonderer Bedeutung. Eine Dispensation der 
Staatsanwaltschaft darf in diesen Fällen nicht erfolgen, was gesetzlich zu normieren ist. 
Frage 10 
Sind Sie mit der neuen Ausgestaltung der Bestimmung betreffend Mitteilung an andere 
Behörden und Dritte und damit der Ausdehnung der Bestimmung auf weitere Bereiche 
sowie den datenschutzrechtlichen Anpassungen einverstanden (vgl. Ziffer 4.14.2, § 24 
EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 



 9 von 15 

 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 10 

 
Die Präzisierung der Mitteilungsregeln wird begrüsst. Bei Informationen über hängige Strafverfahren 
ist auf eine sorgfältige und verhältnismässige Handhabung zu achten. Mitteilungen sollen 
insbesondere dort erfolgen, wo die empfangende Behörde für die Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben darauf angewiesen ist. Die Ausführungsbestimmungen sollen diesem Grundsatz 
Rechnung tragen. 
Frage 11 
Sind Sie mit der Regelung betreffend Mitteilung über ein hängiges oder erledigtes 
Strafverfahren gegen eine bei einem kantonalen oder kommunalen Arbeitgebenden 
angestellte Person einverstanden (vgl. Ziffer 4.15, § 24a EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 11 

 
Die Regelung wird begrüsst. Kantonale und kommunale Arbeitgeber müssen informiert werden, 
wenn Art und Schwere des Tatvorwurfs die ordnungsgemässe weitere Ausübung der Tätigkeit 
ernsthaft infrage stellen können. Die Beschränkung auf Verbrechen und von Amtes wegen zu 
verfolgende Vergehen sowie die Verpflichtung, nach einer Mitteilung über ein hängiges Verfahren 
auch über dessen rechtskräftigen Ausgang zu informieren, stellen sachgerechte Begrenzungen dar. 
Frage 12 
Sind Sie mit der Regelung betreffend Mitteilung über ein hängiges oder erledigtes 
Strafverfahren gegen eine bei einer Bildungs- oder Betreuungseinrichtung mit 
privatrechtlicher Trägerschaft angestellten Person einverstanden (vgl. Ziffer 4.16, § 24b 
EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 
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 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 12 

 
Die Regelung wird begrüsst. Bei Bildungs- und Betreuungseinrichtungen, die schutzbedürftige 
Personen betreuen oder bilden, besteht ein besonderes Interesse daran, die verantwortliche Leitung 
über relevante Strafverfahren gegen Angestellte zu informieren. Die Beschränkung auf Verbrechen 
und von Amtes wegen zu verfolgende Vergehen sowie auf Fälle, in denen die weitere 
ordnungsgemässe Tätigkeit ernsthaft infrage gestellt sein könnte, ist sachgerecht. 
Frage 13 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Verfahrensleitung die zuständige Behörde für 
eine Einweisung einer in Untersuchungs- oder Sicherheitshaft inhaftierten Person in ein 
Spital oder eine psychiatrische Klinik zuständig ist (vgl. Ziffer 4.19, § 32 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 13 

 
Die klare gesetzliche Zuweisung der Zuständigkeit an die jeweilige Verfahrensleitung wird begrüsst. 
Sie schafft eindeutige Verantwortlichkeiten und vermeidet Kompetenzkonflikte. Die Beurteilung der 
medizinischen Notwendigkeit der Einweisung bleibt Sache des medizinischen Fachpersonals. 
Frage 14 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Verfahrensleitung für die Übernahme der Kosten 
strafprozessualer Ersatzmassnahmen gemäss Art. 237 StPO zuständig ist 
(vgl. Ziffer 4.20, § 32a EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 
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 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 14 

 
Die klare Regelung der Kostenzuständigkeit wird begrüsst. Da es sich um Kosten strafprozessualer 
Ersatzmassnahmen und nicht um Vollzugskosten handelt und die Verfahrensleitung über die 
erforderlichen Verfahrenskenntnisse verfügt, ist die Zuordnung sachgerecht. 
Frage 15 
Sind Sie mit der vorgesehenen Regelung betreffend Konkretisierung der Meldepflicht 
der Mitarbeitenden des Kantons und der Gemeinden betreffend Straftaten, von denen sie 
in ihrer amtlichen Tätigkeit Kenntnis erhalten sowie der Einschränkung der Meldepflicht 
für bestimmte Mitarbeitende einverstanden (vgl. Ziffer 4.21.2, § 34 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 15 

 
Die Konkretisierung der Meldepflicht auf sämtliche Verbrechen und von Amtes wegen zu verfolgende 
Vergehen wird begrüsst. Auch die vorgesehenen Ausnahmen zugunsten besonderer 
Vertrauensverhältnisse sind grundsätzlich nachvollziehbar. Abgelehnt wird jedoch die pauschale 
Befreiung der Mitarbeitenden des MIKA von der Meldepflicht. Soweit aus migrationsrechtlichen 
Gründen Ausnahmen erforderlich sind, sind diese eng und sachlich bestimmt zu regeln. Bei 
kinderschutzrelevanten Sachverhalten ist eine vorgängige Konsultation einer Fachstelle sinnvoll, 
solange kein hinreichender Tatverdacht besteht; bei hinreichendem Verdacht auf ein Offizialdelikt 
soll die Meldepflicht bestehen. 
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Frage 16 
Sind Sie mit der Einführung von Ordnungsbussen bei Verletzung der Leinenpflicht und 
bei Widerhandlungen gegen das Fischereigesetz einverstanden (vgl. Ziffer 4.22, § 38c 
EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 16 

 
Die Möglichkeit, klar umschriebene und geringfügige Verstösse im Ordnungsbussenverfahren zu 
ahnden, wird begrüsst. Entscheidend ist, dass sich das Ordnungsbussenverfahren auf einfach 
feststellbare Tatbestände beschränkt und die Bussenhöhe verhältnismässig ausgestaltet wird. 
Frage 17 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Vollzugsbehörde direkt einen Antrag auf einen 
nachträglichen Entscheid zum zuständigen Gericht stellen und die Sache selbst vor 
Gericht vertreten kann  
(vgl. Ziffer 4.24, § 39 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 17 

 
Die direkte Antragstellung und Vertretung durch die Vollzugsbehörde wird begrüsst. Sie verfügt über 
die unmittelbare Kenntnis des Sanktionenvollzugs und soll für den von ihr gestellten Antrag auch 
selbst Verantwortung tragen. Grundsätzlich soll jedoch diejenige Staatsanwaltschaft, welche das 
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ursprüngliche Strafverfahren geführt hat, weiterhin in das Verfahren einbezogen werden und 
Gelegenheit erhalten, eine eigenständige Stellungnahme abzugeben sowie eigene Anträge zu 
stellen. Soll die Oberstaatsanwaltschaft an ihre Stelle treten, soll dies durch einen formellen Eintritt in 
das Verfahren erfolgen.  
Frage 18 
Sind Sie einverstanden damit, dass das Gericht der Vollzugsbehörde das 
Urteilsdispositiv zustellt, wenn es eine stationäre oder ambulante therapeutische 
Massnahme ausgesprochen hat  
(vgl. Ziffer 4.26.2, § 40 EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 18 

 
Die direkte und zeitnahe Zustellung des Urteilsdispositivs an die Vollzugsbehörde ist sachgerecht. 
Sie stellt sicher, dass die für den Massnahmenvollzug erforderlichen Informationen rechtzeitig 
vorliegen und die Vollzugsbehörde bei Bedarf eine schriftliche Urteilsbegründung veranlassen kann. 
Frage 19 
Sind Sie damit einverstanden, dass die Vollzugsbehörde während des Straf- und 
Massnahmenvollzugs jederzeit die vollständigen Akten des Strafverfahren beiziehen 
kann 
(vgl. Ziffer 4.31, § 48a EG StPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 



 14 von 15 

 

Bemerkungen zur Frage 19 

 
Die gesetzliche Grundlage für den Beizug vollständiger Strafakten durch die Vollzugsbehörde wird 
begrüsst. Gerade in komplexen Vollzugs- und Massnahmenfällen kann der Beizug vollständiger 
Strafakten für sachgerechte Vollzugsentscheide und notwendige Begutachtungen erforderlich sein. 
Frage 20 
Sind Sie damit einverstanden, dass im Einführungsgesetz zum Schweizerischen 
Zivilgesetzbuch (EG ZGB) eine Strafbestimmung bei Verletzung der Bewilligungspflicht 
bei gewerbsmässiger Gewährung und Vermittlung von Konsumkrediten eingeführt wird 
(vgl. Ziffer 5.5. § 104a EG ZGB)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 20 

 
Die Einführung einer Strafbestimmung zur Durchsetzung der bereits bestehenden Bewilligungspflicht 
wird begrüsst. Bei der Bemessung der Busse ist dem Verschulden und der Schwere des konkreten 
Verstosses Rechnung zu tragen. 
Frage 21 
Sind Sie damit einverstanden, dass im Einführungsgesetz zur Schweizerischen 
Jugendstrafprozessordnung (EG JStPO) eine einheitliche Beschwerdemöglichkeit an 
das Obergericht gegen sämtliche strafvollzugsrechtlichen Verfügungen und 
nachträglichen Entscheide der Jugendanwaltschaft (vorbehältlich der Zuständigkeiten 
im Bereich des Disziplinarwesens) festgelegt wird (vgl. Ziffer 5.6, § 17a EG JStPO)? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 
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 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 21 

 
Die Vereinheitlichung des Rechtsmittelwegs wird begrüsst. Die Zuständigkeit einer spezialisierten 
gerichtlichen Instanz schafft klare Zuständigkeiten und vermeidet unterschiedliche Rechtsmittelwege 
im Jugendstrafverfahren und im Jugendstrafvollzug. 
Auf der nachfolgenden Seite erhalten Sie Gelegenheit, Schlussbemerkungen zur 
vorliegenden Anhörung zu notieren.  
Bitte beachten Sie: Ihre Stellungnahme wird erst eingereicht, wenn Sie 
anschliessend auf den Button "Antworten abschicken" klicken! Vorher wird Ihre 
Stellungnahme nicht übermittelt. 
 
Schlussbemerkungen 

 
Die bestehende Organisation der Staatsanwaltschaft soll grundsätzlich beibehalten und punktuell 
weiterentwickelt werden. Bei den vorgesehenen zusätzlichen Kompetenzen der 
Oberstaatsanwaltschaft ist jedoch Zurückhaltung angezeigt. Insbesondere wird das 
Einzelfallweisungsrecht abgelehnt. 
 
Direkte Eingriffe der Oberstaatsanwaltschaft in fremd geführte Verfahren sollen grundsätzlich nur 
nach formeller Übernahme oder Neuzuweisung erfolgen. Ebenfalls kritisch beurteilt werden die 
Verlagerung wichtiger Wahlkompetenzen auf den Regierungsrat, die Relativierung des 
Anwaltspatents sowie Organisationsformen, welche die klare Zuordnung von Verantwortung 
erschweren. 
 
Im Vordergrund stehen klare Zuständigkeiten, nachvollziehbare Entscheidungswege und eine 
eindeutige Verantwortungszuordnung. 
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